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Der Bundesminister 

für innerdeutsche Beziehungen Bonn, den 26. Oktober 1970 

I 10 - 31010 - 21019/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Umwandlung des Herder-Instituts in Marburg zu einer 
Abteilung des Gesamtdeutschen Instituts — Bundesan- 
stalt für gesamtdeutsche Aufgaben 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Preiß, Dr. Martin, 
Rollmann und Genossen 
— Drucksache VI/1278 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich namens der Bundesregie- 
rung wie folgt: 


1. Welche Schritte hat der Herr Bundesminister für innerdeutsche 
Beziehungen unternommen, um das Herder-Institut in Marburg 
in öffentlich-rechtlicher Form dem Bundesministerium für inner- 
deutsche Beziehungen anzugliedern? 


Nach anderweitigen Versuchen, dem J. G. Herder-Institut in 
Marburg/Lahn einen öffentlich-rechtlichen Status zu verschaf- 
fen, wurden noch im damaligen Bundesministerium für gesamt- 
deutsche Fragen die Vorarbeiten für die Gründung einer nicht- 
rechtsfähigen Bundesanstalt im Geschäftsbereich dieses Mini- 
steriums durchgeführt. Der Entwurf einer Kabinettsvorlage 
fand am 30. Juni 1969 die Billigung des Bundesministers für 
gesamtdeutsche Fragen. 

Für die Einbringung im Bundeskabinett ist die Zustimmung des 
Bundesministers des Innern sowie des Bundesministers der 
Finanzen erforderlich. 

Der Bundesminister der Finanzen hat sich nach eingehender 
Prüfung gegen die Gründung einer Bundesanstalt ausgespro- 
chen, weil er befürchtet, daß damit ein Präzedenzfall geschaffen 
werden würde, der zahlreiche Berufungsfälle zur Folge hätte. 
Dieser Auffassung hat sich auch der Bundesbeauftragte für 
Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung angeschlossen. 
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Eine Integration des J. G. Herder-Instituts in das Gesamtdeut- 
sche Institut — Bundesanstalt für gesamtdeutsche Aufgaben — 
erscheint aus wirtschaftlichen, aber auch aus politischen Grün- 
den nicht zweckmäßig. 


2. Teilt der Herr Bundesminister für innerdeutsche Beziehungen 
die Ansicht, daß die Umorganisation dieses Instituts, dem für 
alle Diskussionen mit unseren östlichen Nachbarn wegen seiner 
einzigartigen Sammlungen hohe Bedeutung zukommt, nicht nur 
aus administrativen und personellen, sondern gerade aus poli- 
tischen Gründen unabweisbar erforderlich ist? 


Eine Änderung der Rechtsform für das J. G. Herder-Institut 
wäre in erster Linie aus personellen Gründen wünschenswert, 
um qualifizierte wissenschaftliche Fachkräfte zu gewinnen oder 
dem Institut zu erhalten. Die wissenschaftliche Laufbahn und 
die Aufstiegsmöglichkeiten jüngerer Mitarbeiter würden da- 
durch erleichtert werden. Aus politischen Gründen ist eine der- 
artige Maßnahme nicht notwendig. 


3. Ist es richtig, daß die Umwandlung praktisch ohne jede Mehr- 
belastung des Bundeshaushaltes möglich wäre? 


Die Umwandlung des J. G. Herder-Instituts in eine unselbstän- 
dige Bundesanstalt hätte — sofern der bisherige Aufgaben- 
bereich und Stellenplan nicht ausgeweitet werden würden — 
keine wesentlichen Mehrkosten zur Folge. Allerdings muß be- 
rücksichtigt werden, daß durch die Schaffung von Beamten- 
stellen Versorgungslasten auf den Bund zukommen würden. 


4. Bis zu welchem Termin könnte das Institut in einer neuen öf- 
fentlich-rechtlichen Organisationsform arbeiten, falls die dazu 
notwendigen Maßnahmen unverzüglich eingeleitet werden? 


Theoretisch könnte für das J. G. Herder-Institut noch nach Ver- 
abschiedung des Bundeshaushaltsgesetzes 1971, spätestens aber 
im Rechnungsjahr 1972, eine öffentlich-rechtliche Organisations- 
form geschaffen werden. Nach den unter 1. dargelegten Grün- 
den ist jedoch mit der Schaffung einer unselbständigen Bundes- 
anstalt im Geschäftsbereich des Bundesministers für innerdeut- 
sche Beziehungen kaum zu rechnen. 
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